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Preußiſche Gefeßjammlung 


Jahrgang 1920 Nr. 33. 


Inhalt: Geſetz, betreffend vorläufige Regelung verſchiedener Punkte des Gemeindebeamtenrechts, S. 383. — 
Gefeb, betreffend Anderung der Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913, S. 385. — Ver⸗ 
ordnung, betreffend die Reiſekoſten der Bankaſſenrendanten, S. 386. 


(Nr. 11924.) Geſetz, betreffend vorläufige Regelung verſchiedener Punkte des Gemeinde, 
beamtenrechts. Vom 8. Juli 1920. 


Dir verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


a 81. 5 

(1) Gemeinden und Gemeindeverbände im Sinne des Komrnmalbeamten- 
geſetzes vom 30. Juli 1899 (Geſetzſamml. S. 171) find verpflichtet, die Beſoldung 
ihrer hauptamtlich angeſtellten Beamten mit Rückwirkung vom 1. April 1920 
ab dergeſtalt neu zu regeln, daß die Bezüge den Grundſätzen des Geſetzes, be— 
treffend das Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetz und Beamten⸗Altruhegehaltsgeſetz, 
vom 7. Mai 1920 Geſetzſamml. S. 191 und 260) entſprechen. 

e) Hinſichtlich der Gewährung der Kinderbeihilfe, der Berechnung des 
Ausgleichszuſchlags und des Zuſchuſſes an Altruhegehaltsempfänger und Alt⸗ 
hinterbliebene (§ 4 des Beamten⸗Altruhegehaltsgeſetzes), der Gleichſtellung des 
Ruhegehalts und der Hinterbliebenenbezüge der in der Zeit vom 1. April 1919 
bis einſchließlich 1. April 1920 mit den Bezügen der nach dem 1. April 1920 
in den Ruheſtand verſetzten oder im Amte verſtorbenen Beamten und deren 
Hinterbliebenen ſowie hinſichtlich des Höchſtſatzes des Ruhegehalts und des Witwen⸗ 
geldes ſind die für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vorſchriften maß⸗ 
gebend. Der Höchſtſatz des Ruhegehalts und des Witwengeldes kann durch Satzung 
erhöht werden. 

(3) Im übrigen find die Bezüge als angemeſſen anzuſehen, wenn ſie den 
für die Feſtſetzung der Bezüge der unmittelbaren Staatsbeamten maßgebenden 
Geſichtspunkten unter Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe entſprechen. 

( Dieſe Beſtimmungen finden mit Ausnahme des Ruhegehalts und des 
Witwen- und Waiſengeldes auf die nach Gemeindebeſchluß (Beſchluß des Gemeinde 
verbandes) den Beamten gleich zu achtenden ſtändig Angeſtellten und Anwärter 
Anwendung. ; 

Gejegfammlung 1920. (Nr. 11924—11926.) i 59 
Ausgegeben zu Berlin den 30. Juli 1920. 


SU ZT 


— 384 — 


6) Die Feſtſetzung der Bezüge hat nach Anhörung der Beamtenvertretung 
und erforderlichenfalls der beteiligten Beamtenorganiſationen zu erfolgen. 


982. 

() Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben die Bezüge ihrer Beamten 
und deren Hinterbliebenen und der den Beamten gleich zu achtenden ſtändig Au⸗ 
geſtellten und Anwärter ſowie der Ruhegehaltsempfänger längſtens innerhalb 
3 Monaten nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes mit Wirkung vom 1. April 1920 
ab nach Maßgabe des § 1 neu zu regeln. 

(2) Die hiernach zu erlaſſenden erſtmaligen Beſoldungsvorſchriften find der 
Aufſichtsbehörde vorzulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, binnen 4 Wochen 
nach Vorlage Einſpruch zu erheben, wenn ſie die Beſoldungsvorſchriften als mit 
den Beſtimmungen des § 1 in Widerſpruch ſtehend erachtet. Aber den Einſpruch 
entſcheidet die Beſchlußbehörde. 

(3) Die Beſoldungsvorſchriften treten in Kraft, wenn nach erfolgter Vor⸗ 
lage die Aufſichtsbehörde erklärt hat, keinen Einſpruch erheben zu wollen, oder 
die Friſt zur Einſpruchserhebung abgelaufen oder der Einſpruch zurückgewieſen iſt. 

() Beſchlußbehörde iſt für Beamte der Landgemeinden und Amtsbezirke 
(Amter, Landbürgermeiſtereien) der Kreisausſchuß, im übrigen der Bezirksausſchuß. 


§ 3. 

(1) Die Aufſichtsbehörden können in Fällen erheblicher Verletzung der im 
$ enthaltenen Beſtimmungen verlangen, daß für die beſoldeten Beamten, ſtändig 
Angeſtellten und Anwärter (§ 1) und die Empfänger von Ruhegehalt und Hinter⸗ 
bliebenenbezügen den Vorausſetzungen des § 1 entſprechende Bezüge feſtgeſetzt 
werden. 

(2) In Fällen des Widerſpruchs der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes 
erfolgt die Feſtſetzung der Bezüge durch Beſchluß der im § 2 Abſ. 4 genannten 
Behörden. 

84. 


() Den Militäranwärtern wird vom 1. April 1920 ab bei der erſten 
planmäßigen Anſtellung im Dienſte einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes, 
einer Verſicherungsanſtalt fur die Invalidenverſicherung ſpwie eines ſtändiſchen 
oder ſolchen Inſtituts, das ganz oder zum Teil aus Mitteln des Reichs, des 
Staates oder der Gemeinden unterhalten wird, wenn ſie im Heere oder in der 
Marine 

a) 9 Jahre oder weniger gedient haben, die tatſächlich abgeleiſtete Dienft- 

zeit bis zu einem Jahre, 

b) über 9 Jahre gedient haben, außerdem die Militär⸗ oder Marinedienſt⸗ 

zeit, ſoweit ſie und die nachfolgende Zivildienſtzeit 9 Jahre überſteigt , 
mit der darüber hinausgehenden Zeit, höchſtens aber mit weiteren 
4 Jahren auf das Beſoldungsdſenſtalter angerechnet. 
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(2) Die vor dem vollendeten 17. Lebensjahre liegende Militär- oder Marine⸗ 
dienſtzeit bleibt außer Betracht, ſoweit es ſich nicht um eine tatſächlich geleiſtete 
Kriegsdienſtzeit handelt. i i 

6) Die Beſtimmungen der Abſ. 1 und 2 gelten für die Zeit vom 1. April 
1920 auch für Militäranwärter, die bereits vor dem 1. April 1920 planmäßig 
angeſtellt ſind, ſoweit ſie am 1. April 1920 noch nicht in den Ruheſtand verſetzt 
oder verſtorben ſind. 


$5. 
Den Beamten, ſtändig Angeſtellten und Anwärtern ($ 1) wird für die 
Zeit vom 1. April 1914 ab die Kriegszeit nach Maßgabe der für die unmittel- 
baren Staatsbeamten jeweils geltenden Vorſchriften auf das Diätarien-, Befoldungs- 
und Ruhegehaltsdienſtalter angerechnet. 


§ 6. 
Die dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen treten außer Kraft. 


87. 
Der Miniſter des Innern erläßt die zur Ausführung des Geſetzes erfor— 
derlichen Anordnungen. 


§ 8. 
Das Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 8. Juli 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Severing. 
f Zugleich für den Finanzminiſter. 


(Nr. 11925.) Geſetz, betreffend Anderung der Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913 

(Geſetzſamml. S. 225). Vom 8. Juli 1920. # 
Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


| 91. 

840 Abf. 2 der Hinterlegungsordnung erhält folgende Faſſung: 

Die Verwahrungsgebühr beträgt für jedes angefangene Rechnungsjahr: 

1. bei einer Verwahrung von deutſcher Reichsanleihe, preußiſcher Staats- 
anleihe, deutſchen oder preußiſchen Schatzanweiſungen fünfundſiebenzig 
Pfennig für jede angefangenen eintauſend Mark des Geſamtwerts , 

2. bei einer Verwahrung von anderen Wertpapieren, Koſtbarkeiten und 
von nicht umgeſetztem Gelde ($ 8) 

a) wenn fie auf Grund des § 1814 oder des § 1818 ($ 1667 Abſ. 2 
Satz 4, § 1915) des Bürgerlichen Geſetzbuchs hinterlegt ſind, 
achtzig Pfennig, 


= 30. 


b) wenn fie aus einem andern Grunde hinterlegt find, eine Mark 
fünfundzwanzig Pfennig , kei Verwahrung von ausländiſchen 
Papieren zwei Mark, für jede angefangenen eintauſend Mark des 
Geſamtwerts; 

3. bei einer Verwahrung von ſonſtigen Urkunden fünfundzwanzig Pfennig 
für jede Urkunde, jedoch höchſtens zwölf Mark fünfzig Pfennig. 


9 2. 
Das Geſetz tritt am 1. Auguſt 1920 in Kraft. 
Berlin, den 8. Juli 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Ho eniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Severing. 
D 
Zugleich für den Finanzminiſter. 


(Nr. 11926.) Verordnung, betreffend die Reiſekoſten der Bankaſſenrendanten. Vom 1. Juli 1920. 


8 
Au Grund des § 5 des Geſetzes zur vorläufigen Ordnung der Staatsgewalt 
in Preußen vom 20. März 1919 (Geſetzſamml. S. 53) verordnen wir, was folgt: 


. Sl. 

Der Baukaſſenrendant erhält bei Dienſtreiſen Tagegelder und Fahrkoſten 
nach Maßgabe des Geſetzes, betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten, vom 
26. Juli 1910 (Gefeßfamml. S. 150) ſowie der dazu ergangenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen vom 24. September 1910 (Geſetzſamml. S. 269), und zwar nach 
den Sätzen für die im $ 1 unter VI des Geſetzes genannten Beamten, ſofern er 
nicht einer anderen Nangklaſſe angehört. 


82. 
Dieſe Verordnung tritt vom 1. April 1920 ab an Stelle der §§ 5, 6 und 8 
der Verordnung vom 21. Juni 1905, betreffend die Vergütung der Baukaſſen⸗ 
rendanten bei den Bauten der Zivilverwaltung, GGeſetzſamml. S. 319) in Kraft. 


Berlin, den 1. Juli 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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